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EU ERBRECHT @2030 - Ist die EU-Erbrechtsverordnung reif für eine Reform?
Gregor Christandl, 36. Europäische Notarentage 2026

I. Einführung
Die EU-Erbrechtsverordnung ist vor etwas mehr als zehn Jahren mit dem primären Ziel in Kraft getreten, die Hindernisse und Schwierigkeiten abzubauen, denen Berechtigte bei der Durchsetzung ihrer Rechte in grenzüberschreitenden Erbfällen ausgesetzt sind (ErwG 7). Um dieses Ziel zu erreichen, verfolgt die Verordnung eine mehrschichtige Vereinheitlichungsstrategie. Auf verfahrensrechtlicher Ebene regelt sie einheitlich die internationale Zuständigkeit sowie die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen und die Annahme und Vollstreckung öffentlicher Urkunden. Auf kollisionsrechtlicher Ebene vereinheitlicht sie die Anknüpfungskriterien für das anwendbare Recht und etabliert den Grundsatz der Nachlasseinheit, wonach das gesamte Nachlassvermögen grundsätzlich ein und demselben Recht unterliegt, unabhängig davon, in welchem Staat sich Nachlasswerte befinden. Flankierend wird dieses System durch das Europäische Nachlasszeugnis ergänzt, das die Bescheinigung erbrechtlicher Ansprüche im grenzüberschreitenden Rechtsverkehr erleichtert und deren Durchsetzung unterstützt.
II. Praktische Herausforderungen in den Mitgliedstaaten im Lichte der Rechtsprechung des EuGH
Dieses mehrschichtige System hat sich weitgehend bewährt. Aus den Erfahrungen mit der Umsetzung der Erbrechtsverordnung in den Mitgliedstaaten wissen wir jedoch, dass sich in der praktischen Anwendung unterschiedliche Schwierigkeiten gezeigt haben. Diese betreffen vor allem die Reichweite des Erbstatuts, die Auslegung des Begriffs des gewöhnlichen Aufenthalts als zentraler Anknüpfungspunkt der Verordnung und die Verwendbarkeit des Europäischen Nachlasszeugnisses für die Zwecke der Eintragung in die nationalen Immobilienregister.    
Zu all diesen Fragen hat sich der EuGH bereits geäußert und eine Reihe von Klärungen geliefert.  
Hinsichtlich der Reichweite des Erbstatuts verfolgt der EuGH in Anlehnung an Erwägungsgrund 9 einen sehr breiten Ansatz. Demnach erfasst das Erbstatut jede Form des Übergangs von Vermögenswerten, Rechten und Pflichten von Todes wegen. Beispielhaft zeigt sich dies in den Entscheidungen Mahnkopf (C-558/16) und UM (C-277/20). Demnach fällt eine funktional güterrechtliche Regelung unter das Erbstatut, wenn sie als Erbteilerhöhung ausgestaltet ist. Ebenso fällt ein lebzeitiger Schenkungsvertrag unter das Erbstatut, wenn er für den Todesfall die Übertragung von Eigentum an einem Nachlassgrundstück vorsieht. Diese weite, funktionale Auslegung hat der Gerichtshof jüngst in der Entscheidung Isergartler (C-618/24) weiter bestätigt. Danach fällt auch ein gesetzliches Vermächtnis zugunsten einer Person, die den Erblasser zu Lebzeiten gepflegt hat, unter den Begriff der „Rechtsnachfolge von Todes wegen“, sofern die betreffende Regelung erst mit dem Tod wirksam wird und einen engen strukturellen Zusammenhang mit der Nachlassabwicklung aufweist. Maßgeblich ist insoweit, dass die betreffende Rechtsposition ihre Wirkung im Rahmen der Nachlassabwicklung entfaltet und auf die Begründung von Rechten gegenüber dem Nachlass gerichtet ist. Im Wesentlichen kommt es somit für die Bestimmung der Reichweite des Erbstatuts stets darauf an, ob durch ein bestimmtes Rechtsinstitut im Zeitpunkt des Todes Rechte gegenüber dem Nachlass begründet werden.
In Bezug auf die Definition des gewöhnlichen Aufenthalts stützt sich der EuGH auf die Erwägungsgründe 23 und 24 der Verordnung und unterstreicht in der Entscheidung E.E. (C-80/19), dass es auf eine Gesamtwürdigung der Lebensumstände des Erblassers vor seinem Tod ankommt. Besonders bedeutsam sind dabei die Dauer und Regelmäßigkeit der Anwesenheit sowie die Bedingungen und Gründe des Aufenthalts. Der gewöhnliche Aufenthalt zeigt sich im Ergebnis durch eine besonders enge und feste Verbindung zu dem betreffenden Staat. Bei Personen mit mehreren Wechselaufenthalten oder viel Reisetätigkeit können auch die Staatsangehörigkeit und die Lage der Hauptvermögenswerte als wichtige Indizien, aber nicht als selbständige Ersatzkriterien herangezogen werden. Im Ergebnis kann es nach Ansicht des EuGH zur Wahrung der Nachlasseinheit aber stets nur einen gewöhnlichen Aufenthalt in einem einzigen Staat geben. 
Hinsichtlich der Verwendbarkeit des ENZ bei Registerbehörden in den Mitgliedstaaten hat sich der EuGH in der Rechtssache C-354/21, Registrų centras, geäußert. Demnach ist hinzunehmen, dass ein Mitgliedstaat die Eintragung des im ENZ ausgewiesenen Berechtigten im Liegenschaftsregister ablehnen darf, wenn das nationale Recht für die Eintragung weitergehende Bescheinigungen verlangt. Im derzeit anhängigen Verfahren C-873/24, Marwanak, hat der EuGH zu entscheiden, ob die ausstellende Behörde im Europäischen Nachlasszeugnis zusätzliche, nach dem Recht des Belegenheitsstaats der Liegenschaft erforderliche Angaben aufnehmen muss, um dem Erben die Eintragung im dortigen Liegenschaftsregister allein auf Grundlage des ENZ zu ermöglichen. Folgt der EuGH den Schlussanträgen des Generalanwalts, der eine solche Pflicht verneint, wird die Nützlichkeit des ENZ für Zwecke der Registereintragung zwar eingeschränkt, seine Kernfunktion wird dadurch jedoch nicht in Frage gestellt, denn das ENZ bescheinigt in erster Linie den Status sowie die Rechte und Befugnisse der am Nachlass Berechtigten. Dementsprechend hat die Registerbehörde gemäß Art 69 Abs 5 EuErbVO diese Angaben als nachgewiesen anzuerkennen und darf hierüber keine weiteren Bescheinigungen verlangen. Es bleibt den Mitgliedstaaten aber unbenommen, über die Bestätigung des Status hinaus weitere Unterlagen zur Eintragung zu verlangen. Es besteht daher keine Pflicht das ENZ als alleinige Eintragungsgrundlage zu akzeptieren. Allerdings wäre es wünschenswert, wenn das ENZ künftig auch die von den Behörden des Verwendungsstaats geforderten Angaben enthält, weil dadurch seine praktische Bedeutung deutlich gesteigert werden könnte. Eine Änderung der Verordnung wäre für diesen Zweck selbstverständlich nicht erforderlich. 
III. Reformüberlegungen
1. Kein normatives, sondern ein praktisches Problem
Vor dem Hintergrund der Erfahrungen mit der Anwendung der EuErbVO in den Mitgliedstaaten lässt sich die Frage formulieren, ob die Verordnung nach zehn Jahren ihrer Anwendung einer Reform bedarf. Analysiert man die Berichte aus den Mitgliedstaaten, die im letzten Jahr im Yearbook on Private International Law erschienen sind, wird man feststellen, dass es keine solchen Reformrufe gibt. Existierende Anwendungsprobleme in den Mitgliedstaaten liegen nicht an der Verordnung selbst, sondern vielmehr an ihrer Anwendung im Zusammenspiel mit nationalen Verfahrensordnungen, institutionellen Strukturen und Verwaltungspraktiken. Die in der Praxis auftauchenden Schwierigkeiten lassen sich daher weniger durch eine Reform der Verordnung beheben, sondern erfordern vor allem eine Verbesserung der praktischen Anwendung, eine stärkere Koordination zwischen den beteiligten Behörden und eine bessere Integration in die nationalen Systeme.
2. Empirischer Befund eines Umsetzungsdefizits 
Dieses Umsetzungsdefizit zeigt sich besonders deutlich anhand der Ergebnisse des MAPE-Projekts, das die Anwendung der Verordnung in einer Vielzahl von Mitgliedstaaten untersucht hat. Es kommt zu dem zentralen Befund, dass die bestehenden Probleme in erster Linie praktischer und operativer Natur sind. Das MAPE-Projekt zeigt zum Beispiel, dass die Nutzung des ENZ in der Praxis hinter den Erwartungen zurückbleibt. Als Gründe werden vor allem seine Komplexität, unterschiedliche Anforderungen nationaler Behörden sowie Unsicherheiten in Bezug auf seine Wirkungen genannt. 
3. Defizite in der behördlichen Zusammenarbeit
Das MAPE-Projekt zeigt auch Defizite in der Zusammenarbeit zwischen den Behörden unterschiedlicher Mitgliedstaaten auf. Die Kommunikation zwischen diesen 
ist häufig nicht standardisiert, und es fehlen technische sowie organisatorische Strukturen, die einen effizienten Informationsaustausch ermöglichen würden, wie er etwa in Art 66 Abs 5 EuErbVO im Zusammenhang mit der Prüfung des Antrags für ein ENZ vorgesehen ist. Der Informationsaustausch gemäß Art 77 EuErbVO über das e-Justice Portal sollte daher jedenfalls optimiert werden.
4. Fehlende Koordination und Parallelverfahren 
Die Verordnung setzt ein hohes Maß an Koordination, Information und administrativer Integration voraus, das in der Praxis bislang nur teilweise erreicht ist. Praktische Anwendungsprobleme in den Mitgliedstaaten sind in erster Linie darauf zurückführen. Dass es hinsichtlich desselben Erbfalls in mehreren Mitgliedstaaten immer wieder zu Parallelverfahren kommt, hängt in erster Linie damit zusammen, dass mitgliedstaatliche Behörden (Notare, Gerichte, Verwaltungsbehörden) unabhängig voneinander operieren und häufig nur durch Zufall voneinander erfahren. Eine elektronische Datenbank, die Auskunft über behängende Verfahren im selben Erbfall in den übrigen Mitgliedstaaten geben könnte, gibt es nicht und lässt sich wohl auch nicht so einfach realisieren. Das Fehlen eines solchen Informationssystems führt aber zu erheblichen und unausweichlichen Umsetzungsdefiziten.
5. Koordinationsbedarf beim ENZ
Im Zusammenhang mit dem ENZ besteht ebenfalls ein solcher Koordinationsbedarf. Zu überlegen wäre diesbezüglich die Einrichtung eines elektronischen europäischen ENZ Registers. Die Erstellung des ENZ könnte digital erfolgen und von der ausstellenden Behörde digital gezeichnet werden. Dadurch könnte man sicherstellen, dass für einen Erbfall stets nur die Behörden eines einzigen Mitgliedstaats ein ENZ ausstellen können und somit keine widersprüchlichen ENZ unterschiedlicher Mitgliedstaaten in Umlauf gelangen können. Durch die Abrufbarkeit in der zentralen Datenbank könnten auch Zweifel über die Authentizität des Zeugnisses von vornherein ausgeräumt werden. Derzeit bestehen nämlich nicht selten Zweifel darüber, ob das Zeugnis von der zuständigen Behörde stammt, was im Ergebnis für den Adressaten nicht überprüfbar ist. Ebenso wäre bei Änderung bzw Widerruf des ENZ das Zeugnis immer nur in der aktuellen Fassung verfügbar. Dies könnte ohne Änderung der EuErbVO über eine Anpassung der DurchführungsVO umgesetzt werden.
6. Anpassungsbedarf auf mitgliedstaatlicher Ebene 
Auf mitgliedstaatlicher Ebene bedarf es in einzelnen Mitgliedstaaten, die ihr nationales Recht infolge der Einführung des Europäischen Nachlasszeugnisses nicht entsprechend angepasst haben, gesetzlicher Interventionen, um dieses Instrument wirksam in die nationalen Verwaltungsabläufe einzubetten.
Die bisherigen Erfahrungen zeigen, dass das ENZ in vielen nationalen Rechtsordnungen nicht systematisch in bestehende Verfahrens- und Registerstrukturen integriert wurde. Insbesondere fehlt es häufig an klaren Vorgaben für Behörden und Registerstellen, wie das ENZ im Einzelnen zu behandeln ist, welche Wirkungen ihm zukommen und in welchem Umfang zusätzliche Nachweise verlangt werden dürfen.
Dies führt in der Praxis dazu, dass nationale Behörden das ENZ nicht als eigenständiges und hinreichendes Nachweisinstrument behandeln, sondern es faktisch durch zusätzliche Anforderungen relativieren. So werden etwa ergänzende Dokumente verlangt, die den Status des Berechtigten betreffen, oder nationale Formerfordernisse angewendet, die mit der unionsrechtlichen Konzeption des ENZ nur schwer vereinbar sind.
Der Umstand, dass entsprechende gesetzliche Anpassungen in vielen Mitgliedstaaten unterblieben sind, führt daher nicht selten zu einer Praxis, die die in Art 69 EuErbVO angelegte Wirkung des ENZ unterläuft und seine praktische Effektivität erheblich beeinträchtigt.
Eine konsequente Anpassung des mitgliedstaatlichen Rechts müsste demgegenüber sicherstellen, dass das ENZ in den jeweiligen Verwaltungs- und Registerverfahren als das behandelt wird, was es unionsrechtlich ist: ein eigenständiges, unionsweit wirksames Nachweisinstrument, dessen Verwendung nicht durch zusätzliche nationale Anforderungen entwertet werden darf.
7. Anpassungsbedarf auf Unionsebene: Vereinfachung des ENZ
Auf Unionsebene ist aber auch eine Vereinfachung des ENZ selbst durch Reform der Durchführugnssverordnung in Angriff zu nehmen. Wie eine solche Vereinfachung konkret aussehen könnte, haben wir mit Vertretern der Notariatskammern Österreichs, Italiens, Sloweniens und Kroatiens im ENN Alpe Adria Seminar in Kranjska Gora im Oktober 2025 diskutiert. 
Erforderlich wäre jedenfalls eine konsequente Reduktion der derzeitigen Komplexität des Formblatts. Das derzeit vorgesehene Formular geht in vielerlei Hinsicht über die Anforderungen der Verordnung hinaus, ist sehr umfangreich, teilweise redundant und verlangt die Angabe von Informationen, die für die eigentliche Funktion des Zeugnisses nicht erforderlich sind und von der EuErbVO nicht verlangt werden.
Eine Reform sollte daher darauf abzielen, das ENZ stärker an den Vorgaben des Art 68 EuErbVO auszurichten und dort nicht vorgesehene Angaben zu streichen. Insbesondere könnten detaillierte Angaben zu letztwilligen Verfügungen, Registereintragungen oder internen Prüfungen der ausstellenden Behörde reduziert werden, da das ENZ nicht der Dokumentation des Prüfungsverfahrens dient, sondern der Bescheinigung seines Ergebnisses.
Zugleich erscheint eine strukturelle Vereinfachung des Formblatts geboten. Anstelle eines modularen Systems mit zahlreichen Anhängen sollte ein einheitliches, übersichtliches Formular treten, das alle wesentlichen Informationen in kompakter Form enthält. Dadurch ließe sich die Handhabung sowohl für die ausstellenden Behörden als auch für die Verwender des Zeugnisses erheblich erleichtern.
Ein weiterer zentraler Punkt betrifft die funktionale Ausgestaltung des ENZ im Hinblick auf seine praktische Verwendbarkeit. Das Formular sollte gezielt solche Angaben enthalten, die für seine Verwendung in nationalen Verfahren nützlich sind, etwa für die Eintragung in Liegenschaftsregister oder für den Zugang zu Bankkonten. Dies würde insbesondere die praktische Bedeutung des ENZ als Schlüssel für den Zugang zu im Ausland belegenen Vermögensgegenständen erheblich steigern. Dass dies möglich ist, zeigt der Umstand, dass das Formular schon jetzt viele Angaben fordert, die sich den Vorgaben der EuErbVO nicht entnehmen lassen.
Schließlich sollte die Reform auch auf eine stärkere Standardisierung der Darstellung abzielen, etwa durch klar strukturierte Abschnitte, auf ein Minimum reduzierte Freitextfelder und eine stärker schematisierte Erfassung der maßgeblichen Informationen. Dies würde nicht nur die Ausfertigung erleichtern und beschleunigen, sondern auch die grenzüberschreitende Verständlichkeit und Akzeptanz des Zeugnisses erhöhen.
Die Praxis wünscht sich vor allem eine Vereinfachung des Formulars und dies sollte sich ohne großen Aufwand im Rahmen einer Revision der Durchführungsverordnung zur EuErbVO erreichen lassen.
8. Reformbedarf für den digitalen Nachlass?
Im Zusammenhang mit der fortschreitenden Digitalisierung von Vermögenswerten und anderen persönlichen Inhalten im digitalen Raum müssen wir uns auch noch der Frage widmen, ob die EuErbVO einer Anpassung im Hinblick auf diesen sogenannten digitalen Nachlass bedarf. Das European Law Institute arbeitet gerade an einem Vorschlag, wie die EuErbVO vor diesem Hintergrund anzupassen wäre. Nachdem die Verordnung digitale Vermögenswerte und digitale Inhalte nicht ausdrücklich anspricht, könnte man auf einen solchen Reformbedarf schließen.
Bei näherer Betrachtung zeigt sich jedoch, dass die Verordnung auch digitale Vermögenswerte ohne weiteres erfasst und insofern nicht reformbedürftig ist.
Im Zusammenhang mit dem digitalen Nachlass ist nämlich zwischen zwei Kategorien von Gütern zu unterscheiden: 
Digitale Vermögenswerte mit wirtschaftlichem Wert, wie Kryptowährungen, Online-Bankkonten, Domainnamen oder zu wirtschaftlichen Zwecken verwendete Plattformkonten stellen Vermögenswerte im klassischen Sinne dar und fallen daher ohne weiteres unter den weiten Begriff des Nachlasses im Sinne von Art 3 Abs 1 lit a EuErbVO. Für sie gilt hinsichtlich der Frage, wem diese nach dem Tod des Erblassers zufallen, das Erbstatut, sodass insbesondere die Art 21 und 22 EuErbVO zur Bestimmung des anwendbaren Rechts sowie die Zuständigkeitsregeln der Verordnung uneingeschränkt Anwendung finden. Insoweit besteht kein Anpassungsbedarf. Der Umstand, dass diese digitalen Vermögenswerte an keinen bestimmten Ort gebunden sind, rechtfertigt kein Abgehen vom Grundsatz der Nachlasseinheit und somit von der Anwendung der allgemeinen Regeln auch auf diese Vermögenswerte.
Von den digitalen Vermögenswerten zu unterscheiden sind die übrigen digitalen Inhalte und somit in erster Linie persönliche Daten, die der Erblasser auf E-Mailkonten, Cloudkonten (zB Fotos oder sonstige persönliche Dateien) oder Social Media Konten hinterlässt. Diese haben in aller Regel keinen Vermögenswert, sondern bestehen aus Daten über die persönliche Sphäre des Verstorbenen sowie allfälliger Dritter, die zB Kommunikationspartner des Erblassers waren.
Für diese dem digitalen Nachlass zugehörigen persönlichen digitalen Daten ist die EuErbVO nicht der geeignete Regelungsrahmen, da es insoweit nicht um den Übergang von Vermögenswerten, sondern um den Zugang zu Daten und deren weitere Verarbeitung geht. Inwieweit also bestimmten Personen ein Zugangsrecht zu diesen Daten gewährt werden soll, wäre nicht in der EuErbVO, sondern vielmehr in der DSGVO zu regeln, auch wenn dort der Schutz von Daten Verstorbener ausgeschlossen ist. Durch eine Regelung in der DSGVO bliebe jedenfalls klargestellt, dass die Verarbeitung personenbezogener Daten lebender Kommunikationspartner weiterhin ausschließlich den Vorgaben der DSGVO unterliegt. 
Im Ergebnis zeigt sich daher, dass das Auftauchen des digitalen Nachlasses keinen Reformbedarf im Hinblick auf die EuErbVO erzeugt.
IV. Resümee und Ausblick
Die Europäische Kommission hätte dem Europäischen Parlament, dem Rat und dem Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss bis zum 18. August 2025 einen Bericht über die Anwendung der EuErbVO vorlegen sollen, der insbesondere auch eine Evaluierung praktischer Probleme sowie allfällige Reformvorschläge enthalten sollte. Ein solcher Bericht liegt bislang nicht vor; auch ein Zeitpunkt für seine Vorlage ist derzeit nicht absehbar.
Die bisherigen Erfahrungen mit der Verordnung zeigen jedoch ein klares Bild: Die EuErbVO ist in ihren Grundentscheidungen tragfähig und hat sich gut bewährt. Die Rechtsprechung des EuGH hat zentrale Anwendungsfragen, insbesondere zur Reichweite des Erbstatuts, zum gewöhnlichen Aufenthalt und zum ENZ, in einer Weise geklärt, die die Systematik der Verordnung bestätigt und weiterentwickelt. Die bestehenden Schwierigkeiten liegen daher nicht so sehr auf der normativen Ebene, sondern vor allem in ihrer praktischen Anwendung.
Der zentrale Befund lautet somit: Kein wesentlicher Reformbedarf der Verordnung, sondern in erster Linie Optimierungspotential bei der Umsetzung. Dieses zeigt sich vor allem in suboptimaler Koordination, unzureichendem Informationsaustausch zwischen den Behörden sowie in der nur begrenzten praktischen Wirksamkeit des Europäischen Nachlasszeugnisses.
Gerade beim ENZ besteht daher konkreter Handlungsbedarf. Eine weitergehende Digitalisierung, ja eine Umstellung auf ein digitales ENZ könnte Koordinationsprobleme reduzieren und eine jederzeit aktuelle Verfügbarkeit für Behörden sicherstellen. Zugleich sollte das ENZ vereinfacht und konsequent auf die in Art 68 EuErbVO vorgesehenen Angaben zurückgeführt werden. Ergänzend könnte erwogen werden, optionale Felder vorzusehen, um für den Verwendungszweck relevante Vermögensgegenstände im Ausland näher zu bezeichnen, ohne damit Aussagen über deren Nachlasszugehörigkeit zu treffen.
Schließlich begründet auch der digitale Nachlass keinen Reformbedarf der EuErbVO: Digitale Vermögenswerte werden bereits jetzt vom Erbstatut erfasst, während persönliche digitale Daten datenschutzrechtlich einzuordnen sind und eventuell dort einer eigenständigen Zugangsregelung bedürfen.
Im Ergebnis ist die EuErbVO auch zehn Jahre nach ihrem Inkrafttreten kein Reformfall, sondern ein Fall noch nicht optimaler Anwendung. Ihre Verbesserung ergibt sich nicht aus ihrer Änderung, sondern aus ihrer konsequenten und koordinierten Anwendung in allen Mitgliedstaaten.
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